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Änderungsverfahren des Landesentwicklungsplans zum Ausbau der 
Erneuerbaren Energien 
Stellungnahme im Rahmen des Beteiligungsverfahrens 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zur Änderung des Landesentwicklungsplans NRW für den Ausbau der Erneuerbaren 
Energien nimmt die Stadt Sankt Augustin wie folgt Stellung: 
 
Grundsätzlich begrüßt die Stadt Sankt Augustin den Ausbau der Erneuerbaren 
Energien und sieht die Erforderlichkeit einer Umsetzung der rechtlichen Vorgaben der 
Bundesgesetzgebung durch die Änderung des Landesentwicklungsplans sowie im 
Weiteren durch eine Anpassung der Regionalpläne. 
 
Mit Blick auf den Ablauf des Änderungsverfahrens wird jedoch der Zeitpunkt der 
Beteiligung kritisiert. Die knapp gewählte Frist von vier Wochen während der 
Sommerferien fällt in eine Zeit, in der die Kommunalverwaltungen aufgrund der 
Ferienzeit ohnehin personell gering besetzt sind. Darüber hinaus fällt die Frist in die 
Sommerpause der Kommunalparlamente. Somit ist es der Stadt Sankt Augustin nicht 
möglich, die Stellugnahme in den zuständigen politischen Ausschüssen abzustimmen 
und somit demokratisch zu legitimieren. Unter Berücksichtigung auf die Auswirkungen 
der hier gegenständdlichen Änderung des Landesentwicklungsplans auch für die 
kommunale Planungshoheit (siehe unten) ist dieses zeitliche Vorgehen nicht 
nachvollziehbar, zumal eine Verschiebung der Beteiligung in eine Zeit nach den 
Sommerferien das gesamte Änderungsverfahren nur um wenige Wochen verlängern 
würde. 
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Kritisch wird ebenfalls das durch die LEP-Änderung neu eingeführte 
Steuerungsinstrument für den Ausbau der Windenergie gesehen, in dem die 
bisherige Windkonzentrationsplanung, die bislang in kommunaler 
Planungsträgerschaft erfolgte, zukünftig durch eine Positivplanung mittels 
Flächenfestlegung von sog. „Windenergiebereichen“ erfolgen soll. Laut Entwurf der 
LEP Änderung soll die Festlegung in den jeweiligen Planungsregionen auf der Ebene 
der Regionalpläne erfolgen. Gegenüber der bisherigen kommunalen 
Windkonzentrationsplanung bedeutet dies, dass zukünftig die Planungsträgerschaft 
beim Ausbau der Windenergie von den Kommunen auf die Bezirksregierungen 
übertragen wird, was aus städtischer Sicht einen Einschnitt in die kommunale 
Planungshoheit bedeutet. Diese Änderung in der Planungspraxis wird von Seiten der 
Stadt Sankt Augustin kritisiert. 
 
Als waldarme Kommune befürwortet die Stadt Sankt Augustin den Grundsatz 10.2-7 
„Windernergienutzung in waldarmen Gemeinden“, wonach auf die Festlegung von 
Windeenrgiegebieten in regionalplanerisch festgelegten Waldbereichen in waldarmen 
Gemeinden verzichtet werden soll. 
 
Es wird davon ausgegangen, dass sich durch die neuen Regelungen in der 
Landesentwicklungsplanung keine zusätzlichen Einschränkungen in der 
Genehmigungsplanung von Windenergieanlagen gegenüber der bislang geltenden 
Planungspraxis ergeben. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
In Vertretung 
 
 
 
Rainer Gleß 
Erster Beigeordneter 


